
13. Februar
ABSTIMMUNG
Waffen-Initiative

Publikation: tbhb Pagina: 2 Ist-Farben: cmyk0
Ressort: tb-zw Erscheinungstag: 27. 1. 2011 MPS-Planfarben: cmyk

TAGBLATT

Gesamtverantwortung: Daniel Ehrat
Chefredaktion: Philipp Landmark (Chefredaktor);
Silvan Lüchinger (Stellvertreter Chefredaktor); Bruno
Scheible (Blattmacher); Stefan Schmid (Blattmacher)
Erweiterte Chefredaktion: David Angst (Leitung Thur-
gauer Zeitung); Andreas Nagel (Leitung St.Gallen/
Gossau); Thomas Müller (Dienstchef); Andreas Bauer
(Koordination)

Verlag und Druck:
St.Galler Tagblatt AG, Fürstenlandstrasse 122
Postfach 2362, 9001 St.Gallen. Telefon 071 272 78 88
Verlagsleiter: Urs Bucher
Verkaufte Auflage: WEMF begl. 2010 94020 Ex.
zusätzl. durch Integration Thurgauer Zeitung 31400 Ex.
Total 125400 Ex.
Gratisauflage: 119 Ex.

Inserate: Publicitas AG, Vadianstrasse 45,
9001 St.Gallen. Tel. 071 221 00 21, Fax 071 221 03 30
www.publicitas.ch – E-Mail: tagblattypublicitas.ch
Anzeigenleiter: Raphael Jud

KOPF DES TAGES

Der liberale Zauderer
K remlchef Dmitri Medwedew

findet Gefallen an seinem Job.
Eine Kandidatur bei den Präsi-

dentschaftswahlen 2012 will er nicht
mehr ausschliessen. Er und sein politi-
scher Ziehvater Wladimir Putin wür-
den sich schon rechtzeitig entschei-
den, wer nächstes Mal in den Kreml
einziehe, gibt der Präsident stets kund,
wenn nach der Nachfolgeregelung be-
fragt.

Russisches Demokratieverständnis

Drei Jahre ist das Duumvirat aus
Premier Putin und Präsident Medwe-
dew im Amt, und die Arbeitsteilung
funktioniert: Der Präsident gibt sich
verständnisvoll und moderat, der Pre-
mier bedient die Klientel, die es etwas
gröber mag. Der sanft und nachdenk-
lich auftretende Medwedew verkör-

perte den Antityp des russischen
Machtpolitikers. Schon äusserlich
passte der schmächtige Dmitri nicht in
die polternde Putin-Riege aus Ge-
heim- und Sicherheitsdiensten. Statt
Schulterpatten trägt er Schulterpolster
unter den marineblauen Massanzü-
gen. Im Unterschied zum Vorgänger
Putin ist der Juraprofessor ein Mann
des Wortes und der Schrift. Dies hat er
im Herbst 2009 erstmals unter Beweis
gestellt. In einem Brand-Schreiben,
veröffentlicht in einer liberalen Inter-
netzeitung, ist der Präsident harsch
mit seinem Land ins Gericht gegan-
gen: Russland habe es in der jüngsten
Vergangenheit versäumt, sich vom
Joch des Öl- und Gasexporteurs zu be-
freien. Wirtschaftlich und sozial sei es
rückständig und von endemischer
Korruption sowie Trunkenheit heim-

gesucht. Die Gesellschaft leide an Pas-
sivität, während die demokratischen
Institutionen weit vom Idealzustand
entfernt seien. Besonders «erbärm-
lich» sei das Niveau der öffentlichen
Diskussion.

Kaum kaschierte Kritik an Putin

Der Befund Medwedews trifft zu.
Zweifelsohne gilt die Schelte dem «Pu-
tinismus» und seinem Schöpfer, den
der Kritiker aber nie beim Namen
nennt. Zehn Jahre hat er selber am Auf-
bau des Systems mitgewirkt. Sonst
hätte ihn Putin kaum zum Nachfolger
erkoren. Das schmälert Medwedews
Glaubwürdigkeit. Häufig beklagt der
Jurist den Rechtsnihilismus im Land.
Unter seiner Ägide hat sich indes noch
nichts geändert. Gegen den faden-
scheinigen, einem Rechtsstaat Hohn

sprechenden Prozess gegen den Ex-
Oligarchen Michail Chodorkowski
schritt der liberale Jurist nicht ein.
Morde an Kritikern und Menschen-
rechtlern werden nicht aufgeklärt,
Wahlen manipuliert und unbequeme
Geister gar nicht erst zugelassen. Die
Willkür der Machtapparate hat grosse
Ausmasse angenommen.

Medwedew übt den Spagat. Im
Denken liberal, in der Praxis bleibt er
der reaktionären Kaste russischer Bü-
rokraten treu, die um ihren Macht-
erhalt bangen. Vielleicht fürchtet er die
Konsequenzen, denn Russlands Präsi-
dent verfügt auch nach drei Jahren im
Kreml über keine eigene Hausmacht.
Medwedew stellt stets gute Absichten
zur Schau, zeigt indes immer wieder,
wie machtlos er ist. Noch hat in Russ-
land ein anderer das Sagen. (khd)
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PODIUM

Initiative ist weitgehend umgesetzt
Als Regierungsrätin setze ich mich seit
Jahren für den Schutz von Opfern von
Gewalt ein. So ist unter meiner Füh-
rung im Kanton St.Gallen das erste Ge-
setz zum Schutz von Opfern häus-
licher Gewalt entstanden, das
schweizweit übernommen wurde. Als
Polizeidirektorin will ich, dass alle
Menschen bestmöglich vor Gewalt ge-
schützt werden und dass sie ein siche-
res Leben in Freiheit führen können.
Die Debatte rund um
die Waffen-Initiative
betrifft deshalb nicht
nur ein ernstes, son-
dern auch ein emo-
tionales Thema. Eine
nüchterne Auseinandersetzung dar-
über, ob unser Land mit einer An-
nahme dieser Initiative tatsächlich
sicherer wird, ist nicht ganz einfach.

Waffenrecht bereits verschärft

Wenn ich ein Nein in die Urne lege,
tue ich dies im Wissen darum, dass seit
der Lancierung der Initiative vor drei
Jahren nicht nur das Waffenrecht
massgeblich verschärft wurde, das
heute dem EU-Standard entspricht.
Weitere Massnahmen wie der Einzug
der Taschenmunition, die Sicherheits-
überprüfung der Rekruten, das elek-
tronische Waffenregister der Kantone,
die Möglichkeit einer freiwilligen Hin-
terlegung der Waffe im Zeughaus oder
der Erwerb der Armeewaffe nach Be-
endigung der Dienstpflicht nur mit Er-
werbsschein haben ihre Wirkung ent-
faltet und sind auch das Verdienst die-
ser Initiative. Diese kann denn auch als
weitgehend umgesetzt bezeichnet
werden. Als einzige grosse Differenz
zum bisher Erreichten bleibt die
zwangsweise Abgabe der Armeewaffe

im Zeughaus. Die Initiative verlangt
wörtlich, dass die «Feuerwaffen der
Armeeangehörigen» nicht mehr zu
Hause, sondern «in gesicherten Räu-
men der Armee» aufbewahrt werden
sollen. Eingesammelt und einge-
schlossen würden damit nach einem
Ja zur Initiative jene rund 240000 Waf-
fen, die Milizsoldaten und Offiziere
derzeit als Teil ihrer persönlichen mili-
tärischen Ausrüstung zu Hause aufbe-

wahren sowie jene Waf-
fen, die sich darüber
hinaus im Besitz von
Offizieren der Kampf-
truppen befinden. In
der Schweiz sind jedoch

über 2 Millionen Waffen im Umlauf.
Die Initiative ist nicht konsequent. Sie
verlangt die zwangsweise Hinterle-
gung von lediglich 10 Prozent des Waf-
fenbestandes. Warum jedoch ausge-
rechnet die Waffen der Armeeangehö-
rigen und nicht alle Waffen eingezogen
werden sollen, ist nicht schlüssig. Da-
mit sagen wir, dass ausgerechnet jene
10 Prozent der «Waffenbesitzer», de-
nen der Staat zu Beginn ihrer obligato-
rischen Dienstpflicht eine Waffe an-
vertraut, um das Schweizervolk im
Ernstfall zu schützen, selbst die grösste
Gefahr darstellen. Es ist nicht einsich-

tig, warum ein Soldat für sich selbst
und seine Umgebung gefährlicher sein
soll als ein Sportschütze. Bei letzterem
soll nebst den strengen Waffener-
werbsregeln neu auch ein Bedürfnis-
nachweis verlangt werden, was Miss-
bräuche jedoch nicht ausschliesst.

Es geht um die Armeeabschaffung

Konsequenter erscheint das Anlie-
gen, wenn man bedenkt, dass die
Initiative aus Kreisen der «Gruppe
Schweiz ohne Armee» und der SP lan-
ciert wurde, die beide die Abschaffung
der Armee zum Ziel haben. Die An-
nahme der Initiative hätte zudem tief-
greifende gesellschaftliche Konse-
quenzen. 85 Prozent der Schützen in
den Schützenvereinen schiessen mit
einer Ordonnanzwaffe. Es ist offen-
sichtlich, dass die zwangsweise Hin-
terlegung dieser Waffen die Vereine
empfindlich treffen würde. Diese sind
aber Teil einer wertvollen Milizstruk-
tur, die wir nicht zerstören sollten.

Die freiwillige Hinterlegung der
Waffe entspricht dem eigenverant-
wortlichen Handeln der Bürger. Die
Verschärfung der Schiessverordnung
hat dazu geführt, dass nur noch jene
Wehrmänner die Waffe bei der Entlas-
sung behalten dürfen, die vorgängig
sowohl am Obligatorischen wie auch
am Feldschiessen teilgenommen ha-
ben. Nebst dem Waffenerwerbsschein
wird damit auch eine Leistung ver-
langt.

Für die Bekämpfung der Gewalt gibt
es keine einfache Lösung. Die Initiative
gibt keine Antworten auf die Banalisie-
rung der Gewalt im Alltag oder die Ge-
walt im Ausgang. Sie bietet keine Ge-
währ dafür, dass die Zahl der Miss-
bräuche weiter sinkt.

Ï Ï Ï Ï Ï Ï Ï Ï Ï Ï Ï Ï Ï Ï Ï Ï Ï Ï Ï Ï Ï Ï Ï Ï Ï Ï Ï Ï Ï Ï Ï Ï Ï Ï Ï Ï Ï Ï Ï Ï Ï Ï Ï Ï Ï Ï Ï Ï Ï Ï Ï Ï Ï Ï Ï Ï Ï Ï Ï Ï Ï Ï Ï Ï Ï Ï Ï Ï Ï Ï Ï Ï Ï

LEXIKON

Rede zur Lage
der Nation

Für die Urdemokratie USA eigentlich
kurios: Die Rede zur Lage der Nation
des Präsidenten, die «State of the
Union Adress», ist der Thronrede des
britischen Monarchen nachempfun-
den – ausgerechnet, waren die Briten
doch die ehemalige Kolonialmacht.
Die Verfassung verpflichtet den Präsi-

denten, «von Zeit zu Zeit» dem Kon-
gress, also beiden Kammern des Parla-
ments, Bericht zu erstatten über die
Lage des Landes. Die erste solche Rede
wurde vom ersten Präsidenten der
jungen USA gehalten, von George
Washington, am 8. Januar 1790. Dem
dritten Präsidenten, Thomas Jefferson,
war der Pomp zuwider, er liess die Rede
im Kongress vortragen. So blieb es bis
1913. Heute wird sie meist am letzten
Dienstag im Januar gehalten, seit 1947
auch vom Fernsehen übertragen. Die
Rede von Barack Obama sahen jetzt
rund 50 Millionen Amerikaner. (ub)

Bild: ap/Alexander Zimlianichenko

Selber ein Teil des Systems Putin: Russlands Präsident Dmitri Medwedew.

Karin Keller-Sutter
Chefin des Sicherheits- und Justizdepar-

tements des Kantons St.Gallen
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PRESSESCHAU

Abschied von einem ganz Grossen: Der berühmte Film-
produzent Bernd Eichinger ist im Alter von 61 Jahren
überraschend gestorben.

Sogar Bundeskanzlerin Angela Merkel hat
mit Bestürzung auf den Tod des Filmproduzenten reagiert.
Die treffendsten Worte der vielen Trauerbekundungen
fand aber Götz George, der von Eichingers Tod während
einer Filmpremiere erfuhr: «Weiterfeiern. Das wäre in
Bernds Sinn gewesen.»

Da waren die Geschichten
vom Gläserwerfen und von der legendären Trinkfestigkeit,
die freimütigen Bekenntnisse zu den Freuden des Bordell-
besuchs – und das Staunen, den Mann trotz aller Exzesse
ganz ungerührt am nächsten Morgen wieder am Set zu
sehen.

Eichinger war imprägniert gegen Ver-
risse, er war es sich nicht anders gewohnt. Die Gunst der
Kritiker hatte er nie nötig gehabt. Sein Name bürgte nicht
nur für subtile Filmkunst, sondern für millionenschweres
Eventkino und fürs grösstmögliche Publikum.

Die Tage der Oberstufenschule
von Häggenschwil sind gezählt
(Seite 27). Der St.Galler Erziehungs-
rat will, dass eine regionale Lösung
gesucht wird – unter Umständen
auch eine Filiallösung.

ZUR SACHE

Ein halber Sieg
für Häggenschwil

Der Entscheid des St.Galler Erziehungsrates
überrascht nicht: An der Oberstufenschule in
Häggenschwil wird es kein altersdurchmischtes
Lernen geben. Damit ist das Ende der Ober-
stufe besiegelt. Der Weg in die Zukunft wird
eine regionale Lösung sein.

Gleichwohl wurde der Entscheid mit Span-
nung erwartet. Denn den Häggenschwilern ist
es nach Bekanntwerden des Schliessungsent-
scheides Ende Oktober 2010 gelungen, tüchtig
Staub aufzuwirbeln: Das «Piratennest», zu dem
die 1200-Seelen-Gemeinde mutierte, machte
mit seiner Wut weit über die Region hinaus von
sich reden. Schliesslich überreichte eine Dele-
gation dem St.Galler Bildungschef Stefan Köl-
liker über 7300 Unterschriften zum Erhalt der
Schule.

Viel Lärm für nichts also? Nicht nur. Der Er-
ziehungsrat pocht zwar darauf, dass das Mass
aller Dinge die gesetzeskonforme Lösung ist.
Damit liegt der Beitritt Häggenschwils zur
Oberstufenschulgemeinde Wittenbach-Berg-
Muolen nahe. Gleichwohl ruft Bildungschef
Kölliker eindringlich dazu auf, dass sich die
Nachbarn mit den Häggenschwilern zusam-
mensetzen, um eine Filial-Lösung vorbehaltlos
zu prüfen. Ganz gleich, ob die Wittenbacher
Oberstufenschule an einer solchen Lösung
interessiert ist: Unschwer lässt sich im Aufruf
der Druck vernehmen, auf den Häggenschwiler
Volkszorn zu reagieren. Das hat Kölliker getan.
Sicher auch im Wissen darum, dass es die Wit-
tenbacher, Muoler und Berger sein werden,
die über eine Filiale entscheiden. Und nicht er.

MarkusWehrli
m.wehrliytagblatt.ch
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